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SPRECHZETTEL PRESSEGESPRÄCH – ZUR UMSTRUKTURIERUNG VON „DEMOKRA-
TIE LEBEN!“ 

AKTUELLER STAND 

Ende März hat das Bundesministerium angekündigt, das Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ grundlegend umzustrukturieren. Die aktuell laufenden Innovationsprojekte sollen 
zum Jahresende auslaufen. Gleichzeitig wurde angekündigt, dass es neue Förderrichtlinien 
und eine erneute Ausschreibung geben soll. 

Das Problem: Bis heute liegen die konkreten Förderregularien nicht vor. Nach aktuellem 
Stand soll im Sommer ein Interessenbekundungsverfahren starten. Förderentscheidungen 
werden zwar für Ende des Jahres anvisiert, ob dieser Zeitplan tatsächlich eingehalten wer-
den kann, erscheint jedoch zunehmend fraglich. Für die betroffenen Träger bedeutet dies 
eine monatelange Phase der Unsicherheit. 

Wir bereiten uns selbstverständlich darauf vor, einen neuen Antrag zu stellen. Gleichzei-
tig fehlen uns bislang die notwendigen Informationen, um seriös planen zu können. 

WAS SOLL SICH ÄNDERN? 

Nach dem, was uns bisher bekannt ist, soll das Programm künftig stärker auf bundes-
weite Strukturen ausgerichtet werden. Förderfähig sein sollen insbesondere Projekte, 
die in mindestens vier Bundesländern wirken und an sogenannten Regelstrukturen wie 
Schulen, Hochschulen, Vereinen oder anderen gesellschaftlichen Institutionen andocken. 
Zudem soll die „breite Mitte der Gesellschaft“ stärker adressiert werden. 

Grundsätzlich begrüßen wir es, möglichst viele Menschen mit Demokratiebildung zu er-
reichen. Gleichzeitig stellt sich die Frage, welche Auswirkungen die neuen Kriterien auf 
kleinere und mittlere Träger haben werden, die seit vielen Jahren erfolgreiche und fach-
lich anerkannte Bildungsarbeit leisten. Eine erfolgreiche Antragstellung würde nach die-
sen geänderten Förderbedingungen deutlich erschwert. 

UNSER PROJEKT 

Betroffen ist auch unser Projekt „Un/Learning through [E]Motion – Körper und Emotio-
nen in der politischen Bildungsarbeit zu Antisemitismus und Rassismus“. 

Das Projekt entwickelt innovative Ansätze für die politische Bildungsarbeit und schließt 
eine wichtige Lücke in der Bildungslandschaft. Es verbindet die Auseinandersetzung mit 
Antisemitismus und Rassismus mit körper- und emotionsbezogenen Zugängen und rich-
tet sich insbesondere an Multiplikatoren und pädagogische Fachkräfte. 

Seit Projektbeginn konnten wir bereits sieben Seminare und Fortbildungen durchfüh-
ren, darunter auch mehrtägige Formate. Die Resonanz der Teilnehmenden ist 
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außerordentlich positiv. Für die kommenden Jahre hatten wir weitere Fortbildungen, 
eine Fachtagung um eine Publikation geplant, um die entwickelten Ansätze dauerhaft für 
die Bildungslandschaft nutzbar zu machen. Dies wird durch das vorzeitige Ende der För-
derung nun nicht mehr umsetzbar sein. 

WARUM WIR DIESE ENTSCHEIDUNG KRITISCH SEHEN 

Unser Projekt wurde ursprünglich mit einer Perspektive von vier Jahren aufgebaut. Eine 
entsprechende Förderabsicht lag uns bereits vor. Nun soll die Förderung bereits nach 
zwei Jahren enden. 

Selbstredend sind Evaluation, Qualitätsentwicklung und die Überprüfung von Förder-
programmen legitim. Gerade in der politischen Bildungsarbeit ist es wichtig, die Wirk-
samkeit von Projekten kritisch zu reflektieren. 

Wir kritisieren daher nicht Veränderungen an sich, sondern die Art und Weise ihrer Um-
setzung. 

Es werden funktionierende Strukturen in Frage gestellt, bevor überhaupt klar ist, wie 
die zukünftige Förderung konkret aussehen wird. Man beendet Projekte, obwohl die an-
gekündigten neuen Förderbedingungen noch gar nicht vorliegen. Für Träger, Mitarbei-
tende und Kooperationspartner entsteht dadurch eine Situation, in der langfristige Pla-
nung nahezu unmöglich wird. 

Hinzu kommt: Viele der Wirkungen, die politische Bildungsarbeit erzielen soll, entste-
hen langfristig. Vertrauen, Kooperationen, fachliche Expertise und nachhaltige Lernpro-
zesse entwickeln sich über Jahre. Unser Projekt wurde mit einer vierjährigen Perspek-
tive aufgebaut. Viele der angestrebten Wirkungen können nach zwei Jahren noch gar 
nicht vollständig sichtbar werden. Wer Projekte vorzeitig beendet, bevor ihre langfristi-
gen Effekte überhaupt sichtbar werden können, erschwert genau die Wirksamkeitsprü-
fung, die nun eingefordert wird. 

WARUM DAS GERADE JETZT DAS FALSCHE SIGNAL IST 

Wir erleben seit Jahren einen Anstieg antisemitischer Vorfälle sowie rassistischer und 
demokratiefeindlicher Einstellungen. Gleichzeitig stehen viele Bildungseinrichtungen 
vor der Herausforderung, angemessen auf gesellschaftliche Polarisierung und Men-
schenfeindlichkeit zu reagieren. 

In einem Interview sagte Mininsterin Prien, dass keine Projekte zum Thema Antisemitis-
mus von Streichungen bedroht seien. Dies stimmt leider nicht, denn unser Projekt „Un-
learing“ setzt sich eplizit mit antisemitismuskritischer Bildungsarbeit auseinander.  

Gerade in dieser Situation brauchen wir eine Stärkung demokratischer Bildungsarbeit 
und nicht die Schwächung bestehender Strukturen. 
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Programme wie „Demokratie leben!“ finanzieren keine abstrakten Projekte. Sie ermögli-
chen konkrete Bildungsarbeit mit Menschen und leisten einen wichtigen Beitrag zur 
Prävention von Antisemitismus, Rassismus und anderen Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit. 

UNSERE FORDERUNG 

Wir fordern verlässliche Rahmenbedingungen für Demokratiebildung und Antisemitis-
mus- und Rassismusprävention. 

Wer nachhaltige Bildungsarbeit möchte, muss langfristige Perspektiven ermöglichen. 
Projekte brauchen Planungssicherheit, personelle Kontinuität und transparente Förder-
bedingungen. 

Wenn erfolgreiche Projekte vorzeitig beendet werden und neue Förderstrukturen erst 
verspätet oder unklar kommuniziert werden, droht nicht nur der Verlust einzelner An-
gebote. Es geht auch um den Verlust von Wissen, Erfahrung, Netzwerken und Vertrauen 
– also genau jener Ressourcen, die für wirksame Demokratiearbeit unverzichtbar sind. 

Unser Ziel bleibt es, die Arbeit fortzuführen. Dafür benötigen wir jedoch verlässliche po-
litische Entscheidungen und Rahmenbedingungen, die langfristige Bildungsarbeit tat-
sächlich ermöglichen. 

 

 

 


